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Es entsprach dem Anspruch der Arbeiterklasse, Erbin alles 
Fortschrittlichen in der Geschichte zu sein, die Befreiung von 
Faschismus und Imperialismus als Selbstbefreiung aller nicht- 
imperialistischen Klassen und Schichten des Volkes zu be­
greifen, daß bei der Ausarbeitung der Verfassung von 1949 
verfassungstheoretische Erkenntnisse Jeffersons und Rous­
seaus, Marx‘/Engels‘ und Lenins, verfassungsrechtliche Rege­
lungen der französischen Jakobinerverfassung von 1793, der 
Paulskifchen-Verfassung von 1848, der Weimarer Verfassung 
von 1919 sowie der Sowjetverfassung von 1936 schöpferisch 
verarbeitet wurden.

Der Verfassungsausschuß hat das überkommene, für die 
Gegenwart zu bewältigende historische Erbe in Verfassungs­
theorie, Verfassungsrecht und Verfassungspraxis als zutiefst 
widersprüchliche Einheit von Gegensätzen begriffen. Nur so 
konnte von ihm herausgefunden werden, an welche geschicht­
lichen Erfahrungen angeknüpft werden mußte, wo die posi­
tiven Traditionen in der Verfassungsgeschichte zu sehen sind. 
Die Gewaltenteilungstheorie Montesquieus wurde daher mit 
der von Rousseau begründeten Auffassung von Volkssouve­
ränität konfrontiert; Lassalles Abwertung der verfassungs­
rechtlichen Regelung angesichts verfassungsverletzender „tat­
sächlicher Machtverhältnisse“ mit der von Marx und Engels 
hervorgehobenen Notwendigkeit, historisch überlebte Macht­
verhältnisse auch mittels Verfassungsrechts zu überwinden; 
die formale Demokratie der Weimarer Verfassung'mit der 
seit 1848 von der deutschen Arbeiterklasse erhobenen Forde­
rung nach verfassungsrechtlicher Verankerung der Staatsge­
walt in den Massen des Volkes selbst; die Verkündung von 
Grundrechten in der Weimarer Verfassung lediglich als Pro­
gramm für eine spätere Gesetzgebung mit der Erhebung in 
den Rang unmittelbar geltenden Rechts, einschließlich juri­
stischer und gesellschaftlicher Garantien der Verwirklichung, 
wie das in der Sowjetverfassung von 1936 erfolgt war.

Der Verfassungsausschuß hat in wichtigen verfassungs­
rechtlichen Fragen als unzulänglich erkannte Positionen der 
Verfassungsgeschichte nicht einfach negiert, sondern positiv 
überwunden — und dies schloß ein, bestimmte Seiten „aufzu­
bewahren“, auf einer qualitativ neuen Stufe verfassungs­
rechtlichen Denkens fruchtbar zu machen. Dies betraf bei­
spielsweise die Kritik an der formalen Demokratie der Wei­
marer Verfassung, wie sie auf der Sitzung des Ausschusses 
am 8. Juni 1948 auf der Grundlage eines Referats von K. Polak 
erörtert wurde. Auch verfassungsrechtlich konnte es für einen 
antifaschistisch-demokratischen Staat „kein Zurück zu Wei­
mar“ geben. Die Weimarer Verfassung, Ergebnis der Nieder­
lage des Volkes in der Novemberrevolution, war keineswegs 
die „freieste Verfassung der Welt“, als die sie damals noch 
dem einen oder anderen Juristen erschien. Der Verfassungs­
ausschuß formulierte daher im Ergebnis seiner Diskussion 
die These: „Der wesentlichste Mangel der Weimarer Verfas­
sung lag darin, daß die Volksvertretung die ihr in der Demo­
kratie gebührende zentrale Machtstellung nicht hatte. Der 
Volksvertretung fehlte der entscheidende Einfluß auf die Ge­
staltung des Staatsapparates und auf die Wirtschaftsorgani­
sation. Die künftige deutsche Verfassung hat die souveränen 
Rechte der Volksvertretung gegenüber dem Staatsapparat und 
der Wirtschaft zu konstituieren und zu festigen.“9 10 11 Zugleich 
wurde aber auch anerkannt: „Die Weimarer Verfassung stellt 
einen bedeutsamen Schritt auf dem Wege Deutschlands zu 
einer einheitlichen demokratischen Republik dar. Sie enthält 
wesentliche Ansätze für den Ausbau eines demokratischen 
Staatswesen. Diese fortschrittlichen Ansätze müssen bei der 
Neuschöpfung der deutschen Verfassung fortentwickelt und 
gefestigt werden.“19

Hinter dieser differenzierenden Analyse stand die von 
K. P o l a k  an anderer Stelle entwickelte Position, wonach 
die Kritik an der Weimarer Verfassung nicht in der Weise 
vollzogen werden kann, daß wir die Prinzipien der formalen 
Demokratie einfach „als unwahr und falsch brandmarken ... 
Eine solche Art wissenschaftlicher Betrachtung und politischer 
Praxis wäre durchaus unmarxistisch ...“, denn in der anti­
faschistischen Demokratie „sind die besten Errungenschaften, 
die die kulturelle Entwicklung der Neuzeit der Menschheit 
gebracht hat, enthalten, und wir sind weit davon entfernt, 
die Tradition, soweit sie fortschrittlich ist, zu verwerfen. Eine

feste Rechtsordnung, die absolute Gleichheit aller vor dem 
Gesetz, die völlige Rechtsgleichheit aller Menschen, die Herr­
schaft abstrakter, alle in gleicher Weise und in gleichem Maße 
verpflichtender Gesetze, der Grundsatz, daß aus demselben 
rechtlichen Handeln für alle die gleichen Rechtsfolgen flie­
ßen — das sind feste, unabdingbare und unverrückbare Prin­
zipien der bei uns sich bildenden Staatlichkeit.“!1

Verfassung und Selbstbestimmungsrecht des Volkes

Diese Problematik stellte sich der Verfassungsausschuß zu­
nächst als die Frage: „Hat das deutsche Volk ein Recht auf 
Selbstbestimmung seiner Verfassung?“ Sie wurde auf der 
Grundlage eines Referats von Peter A. S t e i n i g e r  in der 
Sitzung am 25. Mai 1948 nicht nur bejaht, sondern zugleich 
als Pflicht bestimmt.12 Die Begründung folgte strikt den Nor­
men des demokratischen Völkerrechts im allgemeinen und den 
völkerrechtlich verbindlichen Festlegungen der Anti-Hitler- 
Koalition über Deutschland im besonderen. Die gründliche 
Analyse des Verfassungsausschusses hat bis heute nicht an 
Glanz verloren.

Es wurde davon ausgegangen, daß im Ergebnis des zweiten 
Weltkrieges das Deutsche Reich tatsächlich untergegangen 
war. Es hatte aufgehört, als Subjekt des Völkerrechts zu exi­
stieren. Dieser historische Vorgang fand seinen völkerrechtli­
chen Ausdruck in den Abkommen der Anti-Hitler-Koalition, 
angefangen vom Londoner Protokoll aus dem Jahre 1944, den 
Dokumenten der Krimkonferenz vom 11. Februar 1945, der 
Urkunde über die bedingungslose Kapitulation vom 8. Mai 
1945, der Berliner Erklärung vom 5. Juni 1945 bis hin zum 
Potsdamer Abkommen vom 2. August 1945. Die Anti-Hitler- 
Koalition war eindeutig gegen die Aufrechterhaltung oder 
Wiedererrichtung des Deutschen Reiches. Dieses war vielmehr 
vollständig zu vernichten und an seiner Stelle ein neuer, anti- 
faschistisch-demokratischer Staat zu gründen. Daher wendet 
sich auch das Potsdamer Abkommen mit seinen Forderungen 
für eine künftige staatliche Neugestaltung in Deutschland 
nicht an ein fiktives Rechtssubjekt „Deutsches Reich“ oder 
„Deutschland als Staat“, sondern an das deutsche Volk als 
Träger des Selbstbestimmungsrechts und in dieser Eigenschaft 
auch als Subjekt des Völkerrechts. Der Verfassungsausschuß 
kam deshalb zu der Feststellung: „Das Fortbestehen des deut­
schen Volkes als Wirkungs- und Handlungseinheit, also als 
souveräner Verband, ist eine vom deutschen Volk und der 
Völkergemeinschaft unbestrittene Tatsache ... Sowohl vom 
Anspruch des einzelnen wie vom Recht der Gemeinschaft her 
ist das Volk ... die konstituierende Gewalt.“13

Das vom Potsdamer Abkommen anerkannte und durch die 
Tätigkeit der Besatzungsorgane zu gewährleistende Selbstbe­
stimmungsrecht des deutschen Volkes war inhaltlich eindeu­
tig antifaschistisch-demokratisch, antiimperialistisch be­
stimmt.

Das Potsdamer Abkommen konkretisierte die für jedes 
Volk in allgemeiner Form bestehende völkerrechtliche Pflicht, 
sein Selbstbestimmungsrecht entsprechend Art. 1 der Charta 
der Vereinten Nationen wahrzunehmen.14 Die vorübergehende 
Besetzung Deutschlands durch Truppen der Hauptsieger­
mächte machte es diesen zur Aufgabe, hinzuwirken auf die 
vollständige Abrüstung Deutschlands; das Verbot aller mili­
tärischen oder faschistischen Propaganda; die Liquidierung 
der Hitlerwehrmacht und der Nazipartei sowie das Verbot ihrer 
Wiedererrichtung in irgendeiner Form; die Aburteilung und 
Bestrafung aller Kriegsverbrecher; die Entfernung aller Fa­
schisten aus öffentlichen Ämtern und die Beseitigung aller 
militärischen und nazistischen Einflüsse im Erziehungswesen; 
die demokratische Umgestaltung des politischen Lebens und 
des Staatsaufbaus, insbesondere der Rechtsetzung und Recht-
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